
Von Bernd Schneider

BREMEN. Keine Zensuren und kein Sitzen-
bleiben bis zur Versetzung in die neunte
Klasse – die Aufregung darüber versteht
SPD-Bildungssenatorin Renate Jürgens-
Pieper nicht. Zumal „das nicht das Haupt-
thema im Schulreformprozess ist“, wie die
Senatorin gestern am Rande der Senatspres-
sekonferenz betonte. „Im Mittelpunkt
steht: Der Unterricht muss sich verändern.“

Keine Zensuren bis einschließlich Klasse
acht – das mache schon das heutige Schulge-
setz möglich, sagte die Senatorin. „An den
Gesamtschulen ist das geübte Praxis.“ Nun
solle diese Regelung lediglich an die neue
Schulstruktur angepasst werden. Jürgens-
Pieper: „Wir machen nichts, was
nicht schon im Gesetz steht.“ Ob
sich auch Gymnasien bis Klasse
acht zu „notenfreien Zonen“ er-
klären können, sei bislang aber
noch nicht diskutiert.

Thema Nummer zwei, die si-
chere Versetzung bis in die
neunte Klasse ohne Sitzenblei-
ben, lasse sich zudem aus dem
Koalitionsvertrag ableiten. „Sit-
zenbleiben ist kein Instrument der Leis-
tungsförderung“, sagte die Senatorin. Das
habe zuletzt die Pisa-Studie gezeigt. Statt
die Schüler durch teure „Ehrenrunden“ zu
schicken, solle das Geld in einen „Förder-
topf für alle Schulformen“ fließen, um das
Sitzenbleiben zu verhindern. Schon heute
fördere Bremen versetzungsgefährdete
Schüler gezielt. So habe das Land seine Sit-
zenbleiberquote seit 2003 auf heute 2,6 Pro-
zent pro Jahrgang halbiert. Damit liege Bre-
men, das noch vor fünf Jahren die höchste
Quote in ganz Deutschland hatte, inzwi-
schen unter dem Bundesdurchschnitt.

Im Zentrum des Schulentwicklungsplans
2008 stehe der Unterricht. „Es geht darum,

die individuellen Möglichkeiten der Kinder
besser auszuschöpfen, sie mehr zu fordern“
– und zwar jedes Kind auf seinem eigenen
Niveau. Das gelte auch für die Gymnasien:
„Die erzielen längst nicht die Ergebnisse,
die sie haben könnten.“

Schulklassen müssten dazu allerdings so
zusammengesetzt sein, dass eine „lernför-
derliche Atmosphäre“ entstehen kann. Die-
sem Zweck diene der Umbau der Schulstruk-
tur zu einem Zwei-Säulen-Modell mit Gym-
nasium plus „Oberschule“. Die geplanten
„Werksschulen“ dürften daneben nicht als
„dritte Säule“ missverstanden werden. Sie
sollen Schüler aufnehmen, „die sonst kaum
einen Abschluss schaffen würden“, so die
Senatorin. Einzigartig sei die geplante Kom-

bination aus berufsnaher Schul-
bildung plus Ausbildungsplatz-
garantie. Etwa 300 Schüler könn-
ten diese Schulen besuchen,
wenn sie möchten. Sie können
aber nicht von Oberschulen
oder Gymnasien dorthin „abge-
schoben“ werden.

Bremen sortiere seine Schüler
bislang zu stark. Im unteren Leis-
tungsbereich träfen zu viele Risi-

koschüler aufeinander. Experten hätten
dringend geraten, das aufzuheben. Aber
auch begabte Schüler müssten deutlich stär-
ker gefordert werden. „Die innere Reform
ist der Kern des Schulentwicklungsplans“,
sagte Jürgens-Pieper.

Schulen sollen zudem die Übergänge zwi-
schen den Stufen erleichtern. „Gerade leis-
tungsschwächere Schüler bekommen hier
Probleme.“ Bremen mit seinen separaten
Oberstufen habe außerordentlich viele Sit-
zenbleiber in Klasse elf. In den Stadtteilen
könnten Schulen daher von Klasse fünf bis
zwölf oder 13 zusammenwachsen. Im Bre-
mer Norden und im Osten wollen sich zu-
dem Grundschulen andocken.

»Im Mittelpunkt
steht: Der

Unterricht muss
sich verändern.«

Renate Jürgens-
Pieper,

SPD-Bildungssenatorin

Ulrike Hövelmann, Elena Herberg und ihre Mutter,Künstlerin Silke Bölts (im Hintergrund) Maria Stahl (von links) mit einer Auswahl der etwas anderen
Bremer Stadtmusikanten.  FOTO: JOCHEN STOSS

BREMEN (XKW). Auch im kommenden Jahr
bietet die Agentur für Arbeit wieder Ausbil-
dungs- und Studienplätze an. Drei Jahre
lang dauert die Ausbildung zum „Fachange-
stellten für Arbeitsförderung“; an der Hoch-
schule der Bundesagentur für Arbeit kön-
nen Interessierte die dualen Studiengänge
„Arbeitsmarktmanagement“ und „Beschäf-
tigungsorientierte Beratung und Fallmana-
gement“ belegen. Zu „Ausbildung und Stu-
dium“ findet am morgigen Donnerstag im
Berufsinformationszentrum, Doventorstein-
weg 44, um 16 Uhr ein Informationsnachmit-
tag statt. Eine Anmeldung ist nicht erforder-
lich; nähere Informationen unter Telefon
1782537.

Von Kerstin Thompson

BREMEN. Die Stadtmusikanten mal ganz an-
ders: Das gab es gestern im Kunst&Ge-
schichten-Laden in der Böttcherstraße. Da
standen lesende Stadtmusikanten in 15 ver-
schiedenen Designs. Weitere Modelle sind
in Bearbeitung, jedes anders und jedes ge-
schaffen von der Künstlerin Silke Bölts.
Viele Besucher griffen sofort zu und kauften
ihr die 60 Zentimeter hohen Skulpturen ge-
radewegs aus der Hand.

Die bemalten Unikate sind in limitierter
Auflage zu erwerben. Ulrike Hövelmann,
Vorsitzende der Bremer LeseLust, hatte zu-

sammen mit Silke Bölts die Idee für die aus-
gefallenen Stadtmusikanten-Figuren. Da
gibt es zum Beispiel das Quartett „Rosa
Wolke“, das mit Rosendekor geschmückt
ist, oder schwarzweiß gepunktete Stadtmusi-
kanten mit dem Titel „Pippi Langstrumpf“.
Oder das Modell „Bremerhaven“: Die Stadt-
musikanten in Sand und Meeresfarben,
dazu ein paar Muscheln.

Die Skulpturen kosten 169 Euro. Drei wa-
ren schon nach einer halben Stunde vergrif-
fen. Der Erlös geht an die Bremer LeseLust.
Ulrike Hövelmann war es wichtig, dass das
erste Exemplar der vier Musiker an Elena
Herberg geht. „Elena ist eine liebe Freun-

din der Bremer LeseLust“ erzählte Hövel-
mann. Die 25-Jährige habe ständig gefragt,
wann es denn endlich kleinere Stadtmusi-
kanten gebe. „Ich habe ihr schon vor zwei
Jahren versprochen, dass sie, sobald die klei-
nen Figuren in Bremen eintreffen, das erste
Exemplar bekommen wird.“

Elena Herberg strahlte zusammen mit ih-
ren in die Lektüre vertieften Märchengestal-
ten um die Wette. Die Stadtmusikanten wer-
den bei ihr direkt auf die Fensterbank ihres
Zimmers kommen. Hagen Kelber von der
Hotelgruppe Kelber nahm dagegen die
Stadtmusikanten in sportlicher Verfassung
mit: Alle tragen Werder-Trikots.

BREMEN (HI). Der FDP-Bürgerschaftsabge-
ordnete Oliver Möllenstädt hat sich von
seiner Partei wieder als Direktkandidat für
die Bundestagswahl aufstellen lassen. Möl-
lenstädt ist 30 Jahre alt und promovierter
Wirtschaftswissenschaftler. Er tritt im Wahl-
kreis 56 (Bremen II/Bremerhaven) an. Ihre
Landesliste für die Bundestagswahl stellt
die FDP am Sonnabend um 10 Uhr in der Ve-
gesacker „Strandlust“ zusammen.

Von Bernd Schneider

BREMEN. Mit dem neuen Schulgesetz soll es
in Bremen künftig eine verbindliche Sprach-
förderung geben – und zwar mindestens ein
Jahr vor der Einschulung. Sozialsenatorin In-
gelore Rosenkötter und Bildungssenatorin
Renate Jürgens-Pieper, beide SPD, haben
dem Senat dazu gestern ein gemeinsames
Konzept vorgelegt.

Mit der öffentlichen Demonstration von
Geschlossenheit auf der Senatspressekonfe-
renz scheinen die Differenzen zwischen den
beiden Senatorinnen jetzt beigelegt. Wie be-
richtet, hatte Jürgens-Pieper ihrer Kollegin
beim Landesparteitag der SPD in Vegesack
jüngst zu verstehen gegeben, dass Bremer-
haven in Sachen Sprachförderung das Maß
der Dinge sei. Rosenkötter hatte sich darauf
demonstrativ hinter die Arbeit in ihrem eige-
nen Ressort gestellt und das Bremer Kon-
zept öffentlich erläutert.

Beschlossen hat der Senat gestern in Sa-
chen Sprachförderung nichts. Er hat sich le-
diglich berichten lassen, wie die beteiligten
Ressorts künftig vorgehen wollen. Klar ist
jetzt: Wie in Bremerhaven wird die Teil-
nahme an einem Sprachtest auch in Bremen

im Schulgesetz verbindlich festgeschrie-
ben. Sprachförderkurse müssen dann be-
sucht werden, wenn ein Kind die deutsche
Sprache nicht so gut beherrscht, dass es
dem Unterricht folgen kann. Inhaltlich hat
sich damit die Bildungssenatorin durchge-
setzt. Zumal auch der in Bremerhaven ver-
wendete „Cito-Sprachtest“ künftig den Bre-
mer Test ersetzen soll.

„Derzeit werden etwa 700 Kinder in über
100 Gruppen gefördert“, sagte Rosenkötter.
Bremen habe den Anteil der geförderten
Kinder bislang auf maximal 15 Prozent ei-
nes Jahrgangs begrenzt. 45 Prozent aller
Schulanfänger haben allerdings mindestens
ein Elternteil, das aus dem Ausland zuge-
wandert ist. Außerdem beherrschen nach
Expertenangaben längst nicht alle Kinder
aus deutschsprachigen Familien ihre Mut-
tersprache gut genug für die Einschulung.

„Wir gehen davon aus, dass wir, wie in
Bremerhaven, 40 Prozent eines Jahrgangs
fördern müssen“, sagte Renate Jürgens-Pie-
per. Der Startschuss für die neue Regelung
solle bereits 2009 fallen. Zustimmen müss-
ten zuvor die Bildungsdeputation, der Senat
und die Bürgerschaft. Das werde vermutlich
im Dezember der Fall sein.

Von Karina Skwirblies

BREMEN. Ein schwerer Unfall hat für Rai-
mund Diener dazu geführt, dass er andert-
halb Jahre nicht mehr arbeiten konnte.
Schwere Verbrennungen machten ihn zum
Pflegefall. „Ich dachte, ich kann gar nicht
mehr arbeiten“, erzählt er. Doch es kam an-
ders. Mit Hilfe des Integrationsfachdienstes
(IFD) Bremen fand Diener wieder in die Ar-
beitswelt. Die Organisation vermittelte ihm
ein Praktikum und später eine Probeanstel-
lung beim Sozialwerk der Freien Christenge-
meinde. Das machte dem gelernten Maler-
und Lackierermeister Mut, und er bewarb
sich auf eigene Faust. Heute arbeitet er als
Ausbilder und Lehrkraft beim Institut für Be-
rufs- und Sozialpädagogik.

Raimund Diener ist einer von rund 70
Schwerbehinderten jährlich, die der IFD in
sozialversicherungspflichtige Beschäftigun-
gen vermittelt. Rund 150 Menschen beglei-
tet er außerdem jedes Jahr bei ihrer Berufstä-
tigkeit. Vor zehn Jahren nahm der IFD als
Modellprojekt seine Arbeit auf.

2001 wurde im Sozialgesetzbuch IX der
Ausbau von Integrationsfachdiensten bun-
desweit verankert. Das Integrationsamt des

Sozialressorts ist in Bremen der Hauptauf-
traggeber und damit auch der Hauptfinan-
zier des IFD, erklärte Geschäftsführerin Eva
Klobus. Der Etat in Höhe von rund einer Mil-
lion Euro pro Jahr komme überwiegend aus
Mitteln der Ausgleichsabgabe. Darüber hi-
naus werden von der Agentur für Arbeit, der
BAgIS, der Deutschen Rentenversicherung
und weiteren Rehabilitations- und Unfallver-
sicherungsträgern Schwerbehinderte zur
Betreuung und Vermittlung an den IFD ver-
wiesen. Frank Warczak wurde zum Beispiel
von der Agentur für Arbeit geschickt. Er ar-
beitet mit Unterstützung des IFD jetzt in der
Poststelle des Finanzamtes.

„Der Integrationsfachdienst wird bei Kün-
digungen eingeschaltet“, erläuterte Leiter
Stefan Höppner. In rund 20 Prozent der
Fälle werde der Fall bei einer Kündigung
von Schwerbehinderten geprüft. „Oft sind
die Behinderten nur Symptomträger für an-
dere Probleme“, sagte Höppner. Mit Gesprä-
chen oder Hilfen für den Arbeitsplatz wer-
den dann Lösungen gesucht.

Der Integrationsfachdienst Bremen hat sein
Büro in der Waller Heerstraße 105 und ist telefo-
nisch unter 277 52 00 zu erreichen.

Ausbildung bei der
Agentur für Arbeit
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Zum Thema „Finanzkrise“:

Ein fader Beigeschmack
Herrn Böhrnsen ist zuzustimmen, dass der
Rettungsplan mit dem vorliegenden Finanz-
paket der Bundesregierung ohne Alterna-
tive ist, wenn er vielleicht auch zu spät
kommt! Würde man die Banken, die sich
alle verzockt haben, kollabieren lassen, was
eigentlich der Marktwirtschaft entspricht,
wäre der Schaden für die kleinen Leute
noch größer. Ein fader Beigeschmack bleibt,
Gewinne werden privatisiert und Verluste
sozialisiert. Ein Großteil der Verantwortung
für diese Entwicklung ist der neoliberalen
Partei, der FDP, dem Großteil der Wirt-
schaftsneoliberalen in der CDU/CSU-Frak-
tion und leider auch einem ehemaligen Wirt-
schaftsminister der SPD zuzuschreiben, die
verhindert haben, gesetzliche Leitplanken
zu verabschieden, um die Habgier und Maß-
losigkeit auszubremsen. ERWIN STARKE, BREMEN
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Zum Artikel „Wagemutig wie immer:
Wecker mit neuem Programm“
vom 22. Oktober:

Anderer Bezug
Hätte Herr Emigholz sich genauer infor-
miert, wäre ihm bekannt, wie wenig der Pro-
grammtitel der Wecker-Tournee „Was kei-
ner wagt...“ mit „hypertropher Nabel-
schau“ des Künstlers zu tun hat. Vielmehr

bezieht sich Konstantin Wecker auf ein
recht bekanntes Gedicht von Lothar Zenetti,
das den Aufruf beinhaltet: „Was keiner
wagt, das sollt ihr wagen...“ und Menschen
Mut machen will, gegen den Strom zu
schwimmen, wann immer sie es für wichtig
und richtig halten. Wie und warum sich We-
cker selbst von diesem Gedicht berührt
fühlt, hat er bereits auf seiner letzten Kon-
zertreihe dem Publikum erklärt.

  GESINE ARENDS, BREMEN

Zum Artikel „Reich-Ranickis Paralleluni-
versum“ vom 10. Oktober:

Zuschauer beleidigt
Der Artikel von Ihrem Mitarbeiter, Jean-
Charles Fays über das parallele Monologi-
sieren – von echtem Dialog konnte ja keine
Rede sein – von Marcel Reich-Ranicki und
Thomas Gottschalk hat mich ebenso ent-
täuscht wie die Sendung selbst. Der Autor
stürzt sich darin nur auf den Literaturkriti-
ker, der im Gespräch in der Tat keine wirkli-
chen Argumente und handfesten Vor-
schläge für eine Verbesserung des Fernse-
hens bringen konnte (was übrigens nicht
seine Aufgabe ist). Es ging ihm auch gar
nicht um eine „messerscharfe Analyse“, die
der Autor des Artikels „vermeintlich“
nennt.

Was mich im Artikel aber enttäuschte ist,
dass nicht mit einem Wort die Haltung von

Thomas Gottschalk kommentiert wurde.
Der Moderator, von dem nur geschrieben
steht, er habe die Politik der TV-Intendan-
ten vehement verteidigt, hat für mich in sei-
ner Dauerrechtfertigung der Sender
„seine“ Millionen Zuschauer, für die er Fern-
sehen machen möchte, in Wahrheit belei-
digt. Er hat ja nur darüber gesprochen, aus
welchen kommerziellen Gründen die Sen-
der nichts anderes machen können, als
seichte Unterhaltung zu bieten, weil doch
die Leute nach der Arbeit nur noch so etwas
schauen möchten. Und er hat sich selbst ent-
larvt als jemand, der genau weiß, was er tut,
obwohl er seine bewusste Anbiederung an
einen vermeintlichen „Breitengeschmack“
bisher nie erkennen ließ.

  KATERINA VATSELLA, BREMEN

Zum Artikel „Kabinett entlastet
die Bürger“ vom 16. Oktober:

Und die Rentner?
Die Überschrift liest sich ganz toll. Ein groß
angelegtes Entlastungspaket für Familien,
Mieter und Arbeitnehmer. Fehlt da nicht
eine große Gruppe? Wo bleiben die Rent-
ner? Die Teuerungsrate, die Erhöhung der
Kassenbeiträge, alles Kosten, die der Rent-
ner auch tragen muss wie alle anderen Bür-
ger auch. Aber wo ist im Entlastungspaket
die Stelle, die dem Rentner Entlastung
bringt?  MARIA STINNERTZ, BREMEN

Zum Artikel „Dörfer sollen per Funk ins
Netz“ vom 16. Oktober:

Hohes Risiko
Zwei ganze Dörfer sollen – zusätzlich zu den
bereits vorhandenen Mobilfunk-Sendemas-
ten – flächendeckend durch die Wimax-
Technologie mit Mikrowellenstrahlung ver-
sorgt werden. Dass Schlafstörungen und De-
pressionen (Zunahme im stationären Be-
reich um 63 Prozent) in der Bevölkerung ra-
sant angestiegen sind, wie kürzlich in der
Presse berichtet, könnte dies mit der kabello-
sen Technologie zusammenhängen? 1500
seriöse internationale wissenschaftliche Stu-
dien (Bio-Initiative-Working-Group) weisen
auf besorgniserregende gesundheitsschädli-

che Wirkungen dieser Strahlung wie auch
Krebs und Erbgutschäden hin. Das Europäi-
sche Parlament stellte daraus folgend fest,
dass die Grenzwerte nach dem aktuellen Er-
kenntnisstand unzureichend sind. Auch
würden sie dem Problem schutzbedürftiger
Personen nicht gerecht. Eine wachsende
Zahl von Ärzten, Wissenschaftlern und Tech-
nikern hat sich zur „Kompetenzinitiative“
zusammengeschlossen. Diese warnt nach-
drücklich vor den Auswirkungen hochfre-
quenter elektromagnetischer Felder auf die
Gesundheit. Sind die Menschen in Hetz-
wege und Wippingen über die Risiken auch
unterhalb der Grenzwerte aufgeklärt wor-
den?   KATJA JÄNISCH, BREMEN

Zum Artikel „Ölpreis hat sich seit Juli
halbiert“ vom 16. Oktober:

Unglaublich
Da sich der Ölpreis seit Juli halbiert hat und
der Gaspreis gesetzlich an den Ölpreis ge-
koppelt ist, erwartete ich zwar keine Sen-
kung des Gaspreises für die kommende
Heizperiode, evtl. eine moderate Erhöhung.
Aber als vor ein paar Tagen der Brief meines
Gaslieferanten EON eintraf, fiel er mir beim
Lesen fast aus der Hand: Erhöhung um 45
Prozent! Wer schützt uns eigentlich vor die-
sen Preistreibern?  HOLGER ALBERS, STUHR
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